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 AKTUELLES AUS DER  
RECHTSPRECHUNG 

 

B a u r e c h t  

Lohngleitklausel als Bagatell- 
und Selbstbeteiligungsklausel 

BGH U. v. 22.11.01 – VII ZR 150/01 

L E I T S A T Z  
1. Folgender Teil einer Lohn-
gleitklausel ist als Allgemeine 
Geschäftsbedingung wirksam: 
“Der nach Nr. 3-5 ermittelte 
Mehr- und Minderbetrag wird 
nur erstattet, soweit er 0,5 v.H. 
der Abrechnungssumme über-
schreitet (Bagatell- und Selbst-
beteiligungsklausel).” 
2. Die Klausel ist so zu verste-
hen, dass der Auftragnehmer 
sich mit einem Betrag von 0,5 

v.H. der Auftragssumme auch 
dann an den Mehrkosten zu 
beteiligen hat, wenn diese da- 
rüber hinausgehen. 

H I N W E I S  
Diese häufig in Bauverträgen 
verwendete Klausel benachtei-
ligt nach Ansicht des BGH den 
Auftragnehmer nicht unange-
messen i.S.v. § 9 AGBG (jetzt: 
§ 307 BGB) und ist daher wirk-
sam. Nach dem Gesetz trägt 
grundsätzlich der Auftragneh-
mer das Kalkulationsrisiko für 
mögliche Lohnänderungen 
während der Bauzeit. Es ist 
daher nicht unangemessen, 
wenn der Auftraggeber dieses 
vom  Auftragnehmer zu  tra-
gende Risiko übernimmt, die 

Übernahme jedoch 
auf einen 0,5 v.H. 
der Auftragssum-
me überschreiten-
den Betrag be-
schränkt. 
Überschreiten die 

Lohnmehrkosten 
die Grenze von 0,5 
v.H., so ergibt der 
Wortlaut der Klau-
sel eine Selbstbe-
teiligung des Auf-
tragnehmers in 
Höhe von v.H. der 

Der vorliegende aktuelle 
Newsletter beinhaltet 
zahlreiche neue Urteile 
aus den Bereichen des 
Bau-, Architekten-, Verga-
be- und Immobilienrechts. 
Weiterhin finden sich 
Hinweise auf zu erwarten-
de Änderungen im Verga-
berecht. Sobald die Ände-
rungen der VOB beschlos-
sen sind, werden wir diese 
dokumentieren. Die Prak-
tiker-Rubrik “Auf einen 
Blick” fasst die wichtigsten 
Verjährungsfristen nach 
dem neuen Schuldrechts-
modernisierungsgesetz 
zusammen. Hierbei wer-
den insbesondere die Ver-
jährungsfristen wegen 
Mängeln für den Bereich 
des Kauf- und des Werk-
vertragsrechts dargestellt. 
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Auftragssumme. Das Wort 
“soweit” kann nicht im Sinne 
von “wenn” verstanden werden. 
____________________________ 
 

Prüfbarkeit der Schlussrech-
nung beim VOB-Vertrag 

BGH U. v. 22.11.01 – VII ZR 168/00 

L E I T S A T Z  
Der Auftraggeber kann nicht 
pauschal den Einwand man-
gelnder Prüfbarkeit der 
Schlussrechnung erheben, 
wenn sein Planungsbüro die 
Schlussrechnung des Auftrag-
nehmers über erbrachte Leis-
tungen geprüft und als prüfbar 
bezeichnet hat. 
___________________________ 
 

Zurückbehaltungsrecht bei 
Nichtzahlung des Gewährleis-
tungseinbehalts 

OLG Dresden U. v. 1.8.01.02– 11 U 3125/00 

L E I T S A T Z  

Wenn der Auftraggeber trotz 
Aufforderung des Auftragneh-
mers den Gewährleistungsein-
behalt nicht auf ein gemeinsa-
mes Konto einzahlt, verliert er 
gemäß § 17 Nr. 6 Abs. 3 
VOB/B nur sein Zurückbehal-
tungsrecht aus dem Siche-
rungseinbehalt, nicht aber sein 
Zurückbehaltungsrecht aus 
Gewährleistung für behauptete 
bereits erkannte Mängel. 
____________________________ 
 
 

Zurückbehaltungsrecht gegen 
Anspruch auf Auszahlung des 
Sicherheitseinbehaltes 

LG Berlin U. v. 6.6.01 – 94 O 13/01 

L E I T S A T Z  
Dem Auftraggeber stehen keine 
Zurückbehaltungsrechte mehr 
zu gegenüber einem Auszah-
lungsanspruch des Auftrag-
nehmers nach § 17 Nr. 6 Abs. 3 
VOB/B. Auch bereits beste-
hende Mängelbeseitigungsan-
sprüche können die Rechtsfol-
gen des § 17 Nr. 6 Abs. 3 
VOB/B nicht wieder ausheben. 
____________________________ 

Gewährleistungsbürgschaft 
auf erstes Anfordern 

BGH U. v. 22. 11. 01 – VII ZR 208/00 

L E I T S A T Z  
Eine Allgemeine Geschäftsbe-
dingung zum Sicherheitseinbe-
halt des Auftraggebers, die 
deshalb gegen § 9 AGBG ver-
stößt, weil sie dem Auftrag-
nehmer mit der Stellung der 
Bürgschaft auf erstes Anfor-
dern keinen angemessenen 
Ausgleich gewährt, kann nicht 
im Wege inhaltlicher Änderung 
aufrecht erhalten bleiben. 

H I N W E I S  
Der Auftraggeber behält sich in 
Bauverträgen oft formularmä-
ßig das Recht vor, 5 v.H. der 
Auftragssumme bis zum Ablauf 
der Gewährleistungsfrist einzu-
behalten. Ist dieser Einbehalt 
ausschließlich durch eine Bürg-
schaft auf erstes Anfordern 
ablösbar, so wird der Auftrag-
nehmer entgegen dem Gebot 

von Treu und Glauben unan-
gemessen benachteiligt. Eine 
solche Klausel ist mithin wegen 
Verstoßes gegen § 9 AGBG 
(jetzt: § 307 BGB) unwirksam. 
Der BGH bestätigt mit dieser 
Entscheidung seine bisherige 
Rechtsprechung (vgl. BGH, 
Newsletter 2-2001, S. 1). 
Weiter führt der BGH in der 
vorliegenden Entscheidung aus, 
dass in diesen Fällen die Klau-
sel insgesamt unwirksam ist. 
Eine geltungserhaltende inhalt-
liche Änderung der Klausel auf 
ihr zulässiges Maß scheidet 
aus. Insbesondere kann die hier 
verwendete unwirksame Klau-
sel nicht dahingehend umge-
deutet werden, dass statt einer 
Bürgschaft auf erstes Anfor-
dern wenigstens die Stellung 
einer einfachen Bürgschaft zur 
Ablösung des Sicherheitseinbe-
halts erforderlich ist. Etwas 
anderes ergibt sich auch dann 
nicht, wenn in den Allgemeinen 
Geschäftsbedingungen be-
stimmt ist, dass die Parteien bei 
Unwirksamkeit einzelner Ver-
tragsbestimmungen verpflichtet 
sind, eine Vereinbarung zu tref-
fen, die dem Sinn des Gewoll-
ten am nächsten kommt. Denn 
auch diese Bestimmung ist we-
gen Verstoßes gegen § 9 
AGBG (jetzt: § 307 BGB) un-
wirksam. Sie benachteiligt den 
Vertragspartner des Verwen-
ders unangemessen, da sie da- 
rauf abzielt, die für den Fall der 
Unwirksamkeit einer Allge-
meinen Geschäftsbedingung 
vorgesehene Geltung der ge-
setzlichen Regelung zu ver-
drängen. 
_________________________ 
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A K T U E L L E  Z I N S S Ä T Z E  
Mit dem Inkrafttreten des Schuldrechtsmodernisierungsgesetzes 
am 01.01.2002 bestimmt sich die Höhe des Basiszinssatzes nach 
§ 247 BGB. Nach einem in § 247 BGB festgelegten Verfahren 
wird er jeweils zum 1. Januar und 1. Juli eines jeden Jahres ange-
passt. Der Basiszinssatz ist Grundlage für die Berechnung des 
Verzugszinssatzes für Geldschulden nach § 288 BGB. Der Ver-
zugszinssatz liegt danach 5 Prozentpunkte über dem Basiszins-
satz. Bei Rechtsgeschäften, an denen ein Verbraucher nicht betei-
ligt ist, beträgt er 8 Prozentpunkte über dem Basiszinssatz. 
Bei Anwendbarkeit der VOB/B sind Vorauszahlungen unverän-
dert mit einem Prozent über dem Satz der Spitzenrefinanzie-
rungsfazilität zu verzinsen, § 16 Nr. 2 VOB/B. Zahlt ein Auf-
traggeber bei Fälligkeit und nach fruchtlosem Ablauf einer ge-
setzten Nachfrist nicht, so hat der Auftragnehmer vom Ende der 
Nachfrist an Anspruch auf Zinsen in Höhe von fünf Prozent ü-
ber dem Zinssatz der Spitzenrefinanzierungsfazilität, § 16 Nr. 
5 VOB/B. Um künftig eine einheitliche Bezugsgröße für die 
Zinshöhe zu schaffen, wird die VOB 2002 voraussichtlich gleich-
falls einen Zinszuschlag auf dem Basiszinssatz vorsehen. 
 
Gültig ab  Satz der 

Spitzenrefinanzierungsfazilität 
Basiszinssatz 

01.01.2002  2,57%1 
09.11.2001 4,25%  
18.09.2001 4,75%  
01.09.2001  3,62% 
31.08.2001 5,25%  
11.05.2001 5,50%  
06.10.2000  5,75%  
01.09.2000  5,50%   
01.09.2000    4,26% 
09.06.2000  5,25%   
01.05.2000    3,42% 
28.04.2000  4,75%   
17.03.2000  4,50%   
04.02.2000  4,25%    
01.01.2000    2,68%  
05.11.1999  4,00%   
01.05.1999    1,95%  
09.04.1999  3,50%   
22.01.1999  4,50%    
04.01.1999  3,25%    
01.01.1999  4,50%  2,50%  
1 Soweit in Verträgen noch der Basiszinssatz nach § 1 Abs. 1 Diskontsatzüber-
leitungsgesetz vereinbart wurde, beträgt dieser 2,71%. 

Formularmäßiger Ausschluss 
der Wandelung in Bauträ-
gerverträgen 

BGH U. v. 8.11.01 – VII ZR 373/99 

L E I T S A T Z  
Der formularmäßige Aus-
schluss der Wandelung in Bau-
trägerverträgen ist gemäß § 11 
Nr. 10 lit. b AGBG unwirksam. 

H I N W E I S  
Die in § 11 Nr. 10 lit. b AGBG 
(jetzt: § 309 Nr. 8 lit. b bb 
BGB) bei Bauleistungen zuge-
lassene Ausnahme des Wand-
lungsauschlusses gilt bei einem 
Bauträgervertrag nicht. Bauträ-
ger erbringen nach Ansicht des 
BGH keine “Bauleistungen” in 
diesem Sinne. Mit der genann-
ten Ausnahme soll die Zerstö-
rung wirtschaftlicher Werte 
vermieden werden. Bauleistun-
gen in diesem Zusammenhang 
sind in Anlehnung an § 1 
VOB/A alle Arbeiten an einem 
Bauwerk. Es muss sich um Tä-
tigkeiten handeln, die das Bau-
werk unmittelbar schaffen. Die 
Organisations- und Planungstä-
tigkeit eines Bauträgers ist da-
nach keine Bauleistung. Eine 
Rückgewähr der Leistungen im 
Rahmen der Wandelung ist bei 
einem Bauträgervertrag ohne 
Zerstörung erheblicher wirt-
schaftlicher Werte möglich. 
____________________________ 

Leistungsverweigerungsrecht 
bei Nachverhandlungen 

OLG Düsseldorf U .v. 11.9.01 – 22 U 37/01 

L E I T S A T Z  
1. Wenn ein Auftraggeber eine 
(hier erhebliche) Änderung des 

Bauentwurfs bestreitet und er 
Nachtragsverhandlungen ab-
lehnt, ist der Auftragnehmer 
berechtigt, die Arbeiten einzu-
stellen. 

2. Es ist dem Auftragnehmer 
nicht zuzumuten, die Werkleis-
tung in der sicheren Kenntnis 
zu erbringen, dass er seinen 
Vergütungsanspruch nur mit 
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VOB 2002  
Der Hauptausschuss Allge-
meines des Deutschen Ver-
gabe- und Vertragsaus-
schusses für Bauleistungen
(DVA), der für die Neufas-
sung der VOB Teil A und B
verantwortlich ist, hat in
seiner Sitzung am
04.02.2002 wichtige Vor-
schläge für eine Änderung
der VOB beschlossen. Nach
Durchführung einer ab-
schließenden Bereinigungs-
sitzung soll die VOB 2002
voraussichtlich im Mai
2002 im Bundesanzeiger
bekannt gemacht werden.
Ihr Inkrafttreten  soll an die
noch zu ändernde Vergabe-
verordnung gekoppelt wer-
den, die ebenfalls gegen-
wärtig überarbeitet wird.
Die VOB/B soll insbeson-
dere an das seit dem
01.01.2002 geltende
Schuldrechtsmodernisie-
rungsgesetz angepasst, die
Gewährleistungsfristen ver-
längert und im Bereich der
Sicherheitsleistung Korrek-
turen vorgenommen wer-
den. Die Änderungen inner-
halb der VOB/A betreffen
vor allem die Bekanntma-
chungsmuster. 

gerichtlicher Hilfe wird durch-
setzen können. 
____________________________ 

Unberechtigte Kündigung  

BGH U. v. 5.7.01 – VII ZR 201/99 

L E I T S A T Z  
1. Wenn der Unternehmer den 
Werkvertrag zu Unrecht ge-
kündigt hat, stehen dem Auf-

traggeber die Ansprüche wegen 
der Mehrkosten der Fertigstel-
lung und der Kosten der 
Mängelbeseitigung auch ohne 
eine Androhung der Kündigung 
und ohne eigene Kündigung zu. 
Beides ist entbehrlich, weil der 
Unternehmer durch seine unbe-
rechtigte, vom Auftraggeber 
zurückgewiesene, Kündigung 
sowie seine Weigerung, die 
Arbeiten wieder aufzunehmen, 
die Leistung endgültig verwei-
gert hat. 
2. Der Auftraggeber hat ferner 
unter den Voraussetzungen des 
§ 4 Nr. 7 S. 2 oder § 6 Nr. 6 
VOB/B Anspruch auf Ersatz 
der Schäden, welche durch die 
von dem Unternehmer zu ver-
tretende Verzögerung der Män-
gelbeseitigung oder Fertigstel-
lung entstanden sind. 
____________________________ 

A r c h i t e k t e n -
r e c h t  

Außerordentliche Kündigung 
bei Überschreitung des vor-
gegebenen Kostenrahmens 

OLG Celle, U. v. 15.11.01 – 14 U 221/00 

L E I T S A T Z  
Orientiert sich ein Architekt 
dauerhaft nicht an den vom 
Bauherrn vorgegebenen Kos-
tenrahmen, stellt dies einen 
wichtigen Kündigungsgrund 
dar. In diesem Fall kann der 
Architekt nur die tatsächlich 
erbrachten Leistungen bezahlt 
verlangen. 
____________________________ 

 

Prüfungspflichten des Archi-
tekten  Kündigung oder 
Vertragsaufhebung 

OLG Düsseldorf, U. v. 14.9.01 – 22 U 38/01 

L E I T S A T Z  
1. Ist ein Architekt mit der 
Bauüberwachung beauftragt, 
muss er sich durch Einnahme 
des Augenscheins von der voll-
ständigen und ordnungsgemä-
ßen Ausführung der Abdich-
tung des vom Erdreich berühr-
ten Außenmauerwerks über-
zeugen, bevor er mit der Ver-
füllung der Arbeitsräume oder 
der Auffüllung des Geländes 
beginnen lässt. 
2. Zwar kann die Kündigung 
des Architektenvertrages auch 
konkludent erfolgen. Jedoch 
kann allein aus dem Umstand, 
dass der Architekt (nach Mei-
nungsverschiedenheiten mit 
dem Bauherrn) die Bauüberwa-
chung nicht mehr wahrnimmt 
und der Auftraggeber ihn nicht 
mehr hinzuzieht (faktisches 
"Einschlafen" der Vertragsbe-
ziehung), nicht auf eine still-
schweigende Vertragskündi-
gung oder einvernehmliche 
Vertragsaufhebung geschlossen 
werden. 
____________________________ 

Schadensersatzanspruch des 
Bauherrn wegen nutzloser 
Aufwendungen für einen ab-
gelehnten Bauantrag 

OLG Celle, U. v. 13.9.01 – 13 U 68/01 

L E I T S A T Z  
Wenn ein Bauherr bewusst auf 
eine Bauvoranfrage zwecks 
Abklärung der Bebaubarkeit 
eines Grundstücks verzichtet, 
kann er von dem planenden 
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S T A N D A R D F O R M U L A R E  B E I  EU-V E R G A B E  
Nach einer Richtlinie der Europäischen Kommission sind ab
dem 1. Mai 2002 vorgegebene Standardformulare bei der Be-
kanntmachung öffentlicher Aufträge zu verwenden, die nach
EU-Vergaberichtlinien als offene und wettbewerbliche Verga-
beverfahren im EG-Amtsblatt zu veröffentlichen sind. Die
zwingende Verwendung dieser Formulare soll die Qualität der
Bekanntmachungen verbessern und damit zur Transparenz und
Effizienz beitragen sowie die elektronische Beschaffung er-
leichtern. Die Richtlinie sowie die Standardformulare sind im
Internet unter http://simap.eu.int abrufbar. 

Architekten keinen Schadener-
satz für nutzlose Aufwendun-
gen (hier: Aufwendung von 
Statikerhonorar im Zusam-
menhang mit einem ersten 
Bauantrag) verlangen, wenn 
erst der vierte Bauantrag ge-
nehmigt wird. 
____________________________ 

Mangelhaftigkeit der planeri-
schen Leistung 

OLG Karlsruhe U. v. 31.7.01 – 17 U 140/99 

L E I T S A T Z  
Eine – ansonsten ordnungsge-
mäße, insbesondere den Regeln 
der Baukunst und Technik ent-

sprechende, genehmigungsfä-
hige, vollständige und in sich 
stimmige – planerische Leis-
tung eines Architekten ist nicht 
schon dann mangelhaft, wenn 
die "optimale" Planungslösung 
nicht erreicht ist. Angesichts 
der Vielschichtigkeit des plane-
rischen Vorgangs ist regelmä-
ßig schon nicht objektiv fest-
stellbar, welche von mehreren 
in Betracht kommenden Pla-
nungsalternativen "optimal" ist. 
Geschuldet wird deshalb ledig-
lich eine durchschnittlich 

brauchbare, sachgerechte Pla-
nung. Erst bei Verfehlen dieser 
Qualität ist die Planung man-
gelhaft im Sinne des § 633 
BGB. 
____________________________ 

Honorar bei einer Deponie als 
Ingenieurbauwerk 

OLG Karlsruhe U. v. 26.6.01 – 8 U 122/98 

L E I T S A T Z  
1. Weder aus § 10 Abs. 3 Nr. 4 
noch aus § 10 Abs. 3a i.V.m. 
§ 52 HOAI lässt sich ableiten, 
dass der durch eine Abdeckung 
von Altablagerungen einer De-
ponie überdeckte oder künftig 

darüber einzulagernde Müll in 
seinem Wert den Herstellungs-
kosten der Abdeckung hinzuzu-
rechnen ist. 
2. Zu den Herstellungskosten 
einer Abdeckung von Altabla-
gerungen im Sinne des § 52 
Abs. 2 HOAI zählen Kosten für 
den Müll nur insoweit, als die-
ser stofflich als Baustoff – und 
nicht nur gedanklich – mitver-
arbeitet worden ist. 
3. Die Zuordnung eines Ingeni-
eurbauwerks im Ganzen (z.B. 
Deponie) zu einer bestimmten 

Honorarzone gemäß §§ 53, 54 
HOAI bedingt nicht notwendig, 
dass alle Ingenieurleistungen 
für das Bauwerk der gleichen 
Honorarzone zuzuordnen sind. 
Bei der Abrechnung von Ein-
zelgewerken innerhalb des Ge-
samtbauwerks sind vielmehr 
die jeweiligen planerischen 
Aufgaben und Anforderungen 
zugrunde zu legen, soweit ihre 
Einstufung von der Gesamtbe-
wertung abweicht. 
____________________________ 

Vertragsschluss durch den 
Architekten als vollmachtlo-
ser Vertreter 

OLG Celle U. v.7.6.01 – 22 U 209/00 

L E I T S A T Z  
1. Ein Architekt, der mit der 
Bauleitung beauftragt ist, haftet 
persönlich für die Bezahlung 
einer Werklohnforderung, 
wenn er ein an den Bauherrn 
gerichtetes Werkvertragsange-
bot im Namen des Bauherrn 
angenommen hat und er nicht 
zu beweisen vermag, dass er 
vertretungsberechtigt war. 
2. Im Streitfall ist der durch den 
vollmachtlosen Architekten 
geschlossene und zunächst 
schwebend unwirksame Ver-
trag auch ohne Verweigerung 
der Genehmigung endgültig 
unwirksam, weil die Firma des 
Bauherrn nach Ablehnung der 
Eröffnung des Konkursverfah-
rens mangels Masse von Amts 
wegen im Handelsregister ge-
löscht worden ist. 
____________________________ 
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V e r g a b e -  
r e c h t  

Ausschluss des Angebots 

Thüringer OLG B. v. 5.12.01 – 6 Verg 4/01 

L E I T S A T Z  
(...) Hat ein Bieter erklärt, die-
jenigen Leistungen, die nicht 
im Verzeichnis der Nachunter-
nehmerleistungen aufgeführt 
sind, im eigenen Betrieb auszu-
führen, und hat er der Vergabe-
stelle als Bestandteil seines 
Angebots den Vordruck eines 
Nachunternehmerverzeichnis-
ses mit dem Stempelaufdruck: 
"Wird im Auftragsfall nachge-
reicht" vorgelegt, dann ist diese 
Angabe dahin zu verstehen, 
dass der Bieter sich im Ergeb-
nis die Verlagerung von belie-
bigen Teilen der Leistung auf 
Nachunternehmer vorbehält. 
Mit diesem Inhalt ist das Ange-
bot wettbewerbsverzerrend und 
unterliegt zwingend dem Aus-
schluss. 
____________________________ 

Unzulässigkeit eines Nach-
prüfungsantrages bei fehlen-
der Angebotsabgabe durch 
einen Bieterinteressenten 

OLG Rostock B. v. 24.9.01 – 17 W 11/01 

L E I T S A T Z  
Ein Vergabenachprüfungsan-
trag ist unzulässig, wenn das 
antragstellende Bieterunter-
nehmen durch Abforderung der 
Verdingungsunterlagen nur ein 
Interesse an dem ausgeschrie-
benen Auftrag bekundet, sich 
dann aber nicht durch Einrei-

chung eines eigenen Angebots 
am Bieterwettbewerb beteiligt. 
Ein dem Bieter durch die (be-
hauptete) Verletzung von Ver-
gabevorschriften drohender 
Schaden i.S.d. § 107 Abs. 2 S. 
2 GWB hat zur grundsätzlichen 
Voraussetzung, dass der Bieter 
auch ein Angebot abgegeben 
hat. 
____________________________ 

Anstalt des öffentlichen 
Rechts als Bieter 

OLG Celle B. v. 8.11.01 – 13 Verg 9/01 

L E I T S A T Z  
(...) Eine Anstalt öffentlichen 
Rechts ist nicht nur nach § 8 
Nr. 6 VOB/A, sondern auch 
nach § 7 Nr. 6 VOL/A als Bie-
ter in einem Vergabeverfahren 
ausgeschlossen. 
____________________________ 

Primärer Vergaberechts-
schutz  Änderung der Ver-
dingungsunterlagen  Aus-
schluss des Generalüberneh-
mers bei der Vergabe 

KG Berlin B. v. 22.8.01 – KartVerg 3/01 

L E I T S A T Z  
1. Stehen die für die Durchfüh-
rung eines Bauvorhabens nöti-
gen Haushaltsmittel nicht be-
reit, kann dieser Mangel nicht 
durch eine Entscheidung der 
Vergabekammer nach § 114 
Abs. 1 GWG behoben werden. 
Die Inanspruchnahme primären 
Vergaberechtsschutzes kommt 
insoweit nicht in Betracht. Der 
in seiner diesbezüglichen Er-
wartung enttäuschte Bieter ist 
vielmehr von vornherein auf 
die Geltendmachung von Scha-

densersatz angewiesen, wenn 
die Vergabestelle nicht auf die 
fehlende Finanzierung hinge-
wiesen hat. 
2. Eine Änderung an den 
Verdingungsunterlagen liegt 
nur dann vor, wenn der Bieter 
diese inhaltlich verändert hat. 
Ob das der Fall ist, muss von 
Fall zu Fall anhand der gesam-
ten Umstände und gegebenen-
falls nach einem 
Aufklärungsgespräch ermittelt 
werden. Eine Textänderung 
kann u.U. als ein hinzuneh-
mender Vermerk darüber zu 
verstehen sein, wie der Bieter 
die fragliche Stelle aufgefasst 
hat. 3. Generalübernehmer können 
grundsätzlich auch im Rahmen 
von Investorenangeboten von 
der Vergabe von Bauleistungen 
auf der Grundlage von § 8 Nr. 2 
Abs. 1 VOB/A ausgeschlossen 
werden. Ist der Abschnitt 2 der 
VOB/A einschlägig, können 
insoweit jedoch Einschränkun-
gen gelten, wenn die Bauleis-
tungen in hinreichendem Um-
fang von konzernverbundenen 
Unternehmen ausgeführt wer-
den sollen, und zwar auch 
dann, wenn sich ein einer Un-
ternehmensgruppe zugehören-
des (Tochter-)Unternehmen um 
den Auftrag bewirbt. Die Ver-
gabestelle hat unter Berück-
sichtigung der gesellschafts-
rechtlichen Beziehungen und 
Einflussmöglichkeiten zu prü-
fen, ob dieses Unternehmen im 
Ausführungszeitraum über die 
– ausreichenden – bautechni-
schen Kapazitäten der Gruppe 
verfügen kann. 
___________________________ 
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Nach einem Hinweiserlass
des Bundesamtes für Ver-
kehr, Bau- und Wohnungs-
wesen vom 07.01.2002 zum
Schuldrechtsmodernisie-
rungsgesetz ist in den Be-
sonderen Vertragsbedin-
gungen bei allen VOL-
Vergabeverfahren bis zu
einer Änderung der VOL/B
durch den Deutschen Ver-
dingungsausschuss für Leis-
tungen (DVAL) folgende
Formulierung aufzuneh-
men: “Die Gewährleis-
tungsfrist beträgt gemäß  
§ 438 BGB zwei Jahre”.
Bei der Verwendung des
Vergabehandbuchs für die
Durchführung von Bauauf-
gaben des Bundes im Zu-
ständigkeitsbereich der Fi-
nanzbauverwaltungen 
(VHB) ist diese Formulie-
rung in den Besonderen
Vertragsbedingungen 
(EVM (L) BVB 234) unter
Ziff. 9 aufzunehmen. Hin-
tergrund ist, dass die Ge-
währleistungsfristen für
Kaufverträge mit Inkrafttre-
ten des Schuldrechtsmoder-
nisierungsgesetzes von 6
Monate (§ 477 Abs. 1 BGB
a.F., vgl. auch § 14 Nr. 4
VOL/B) auf 2 Jahre (§ 438
Abs. 1 Nr. 3 BGB) angeho-
ben wurden.  

Zulässigkeit eines Nachprü-
fungsantrages gegen ein "ma-
terielles" Vergabeverfahren 
ohne Ausschreibung 

OLG Düsseldorf B. v. 20.6.01 – Verg 3/01 

L E I T S A T Z  
2. Die Zulässigkeit eines Nach-
prüfungsverfahrens setzt grund-
sätzlich ein konkretes Vergabe-
verfahren (im Rechtssinne der 
Nachprüfungsregeln) voraus, 
das im Zeitpunkt der Antrag-
stellung oder spätestens der 
mündlichen Verhandlung schon 
begonnen haben muss. Jedoch 
kann für den Begriff eines der 
Nachprüfung zugänglichen 
schon begonnenen "Vergabe-
verfahren" nicht auf irgendwel-
che vom öffentlichen Auftrag-
geber eingeleiteten Förmlich-
keiten (wie z.B. eine Aus-
schreibung) abgestellt werden. 
Denn ein (sogar besonders 
schwerwiegender) Vergabe-
rechtsfehler, der mit dem 
Nachprüfungsantrag angefoch-
ten werden kann, besteht gera-
de darin, dass die Ausschrei-
bung einer Vergabe rechtswid-
rig unterblieb. Für den Zweck 
des Primärrechtsschutzes ist 
daher nicht ein formelles, son-
dern gewissermaßen ein mate-
rielles Verständnis des "Verga-
beverfahrens" notwendig. 
3. Unter diesem Aspekt kann 
der Beginn eines der Nachprü-
fung zugänglichen konkreten 
Vergabeverfahrens (hier: für 
den Bereich der Erbringung 
von Dienstleistungen der Ab-
fallentsorgung) wie folgt um-
schrieben werden: Der öffentli-
che Auftraggeber hat sich zur 
Deckung eines akuten Bedarfs 
oder eines zukünftigen Bedarfs, 

dessen Deckung er aber schon 
in der Gegenwart vorbereiten 
und organisieren will, zur Be-
schaffung von Waren, Bau- und 
Dienstleistungen entschlossen 

und beginnt mit organisatori-
schen und/oder planerischen 
Schritten zu regeln, auf welche 
Weise (insbesondere mit wel-
cher Vergabeart) und mit wel-
chen gegenständlichen Leis-
tungsanforderungen das Be-
schaffungsvorhaben eingeleitet 
und durchgeführt und wie die 
Person oder der Personenkreis 
des oder der Leistenden ermit-
telt und dann ausgewählt wer-
den soll, dies alles mit dem ins 
Auge gefassten Ziel, dass am 
Ende dieser organisatorischen 
Schritte ein Vertragsschluss 
steht. Abzugrenzen ist der so 
umschriebene Beginn eines 
konkreten Vergabeverfahrens 
(u.a.) gegenüber Unterneh-
menskontakten oder sonstigen 
Aktivitäten des öffentlichen 
Auftraggebers, die sich auf eine 
Markterkundung oder Markt-
beobachtung ohne konkrete 
Beschäftigungsinitiative be-
schränken. 
____________________________ 

I m m o b i l i e n -
r e c h t  

Versorgungssperre gegen-
über Mieter 

KG Berlin, Beschl. v. 26.11.01 – 24 W 7/01 

L E I T S A T Z  
Die Wohnungseigentümerge-
meinschaft kann bei erhebli-
chen Wohngeldrückständen 
sowohl gegenüber dem säumi-
gen Wohnungseigentümer wie 
auch gegenüber dessen Mieter 
die Kaltwasserversorgung sper-
ren. 
____________________________ 
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1. Die regelmäßigen Verjährungsfristen 
Art des Anspruchs Verjäh-

rungsfrist Verjährungsbeginn §§ 

Regelmäßige Verjährungsfrist 3 Jahre 

mit Ende des Jahres, in dem der Anspruch entstanden  ist und der Gläu-
biger von den seinen Anspruch begründenden Umständen und der Person 
des Schuldners Kenntnis erlangt hat oder ohne grobe Fahrlässigkeit 
erlangen müsste (§ 199 Abs. 1 Nr. 1, 2) 

§ 195 BGB 

Höchstfrist der regelmäßigen Verjährung bei Scha-
densersatzansprüchen wegen der Verletzung des 
Lebens, des Körpers, der Gesundheit, der Freiheit 

30 Jahre Von Begehung der Handlung, der Pflichtverletzung oder dem sonstigen, 
den Schaden begründenden Ereignis an  

§ 199 Abs. 2 

10 Jahre Von der Entstehung des Anspruchs an ohne Rücksicht auf Kenntnis oder 
grob fahrlässige Unkenntnis des Gläubigers 

§ 199 Abs. 3 
Nr. 1 Höchstfrist der regelmäßigen Verjährung bei sons-

tigen Schadensersatzansprüchen  
30 Jahre 

Von der Begehung der Handlung, der Pflichtverletzung oder dem sonsti-
gen, den Schaden begründenden Ereignis an und Anspruch noch nicht 
entstanden 

§ 199 Abs. 3 
Nr. 2 

Ansprüche auf Eigentumsübertragung an Grundstü-
cken sowie auf Begründung, Übertragung, Ände-
rung oder Aufhebung von Immobiliarrechten ein-
schließlich der Ansprüche auf die jeweilige Gegen-
leistung 

10 Jahre Mit der Entstehung  des Anspruchs (§200); bei Unterlassungsansprüchen 
mit der ersten Zuwiderhandlung (§ 200 S. 2 i.V.m. § 199 Abs. 5)  

§ 196 

Herausgabeansprüche aus Eigentum und anderen 
dinglichen Rechten, familien- und erbrechtliche 
Ansprüche, rechtskräftig festgestellte Ansprüche, 
Ansprüche aus vollstreckbaren Verglei-
chen/Urkunden, durch Feststellung im Insolvenz-
verfahren vollstreckbar gewordene Ansprüche 

30 Jahre 

Mit der Entstehung  des Anspruchs (§200); bei rechtskräftig festgestellten 
Ansprüchen, Ansprüchen aus vollstreckbaren Vergleichen/Urkunden, 
durch Feststellung im Insolvenzverfahren vollstreckbar gewordenen 
Ansprüchen mit der Rechtskraft der Entscheidung, der Errichtung des 
vollstreckbaren Titels oder der Feststellung des Insolvenzverfahrens 
(§ 201); bei Unterlassungsansprüchen mit der ersten Zuwiderhandlung 
(§ 200 S. 2 oder § 201 S.2 i.V.m. § 199 Abs. 5)  

§ 197 

 
2. Verjährungsfristen im Kaufrecht gemäß § 438 BGB 
Art des Anspruchs Verjäh-

rungsfrist Verjährungsbeginn §§ 

Mangel in einem dinglichen Recht eines Dritten 
aufgrund dessen Herausgabe der Kaufsache ver-
langt werden kann oder bei Grundstücken in einem 
sonstigen Recht, das im Grundbuch eingetragen ist 

30 Jahre 

§ 438 Abs. 1 
Nr. 1 a, b 

Mangel beim Kauf eines Bauwerkes oder einer 
Sache, die entsprechend ihrer üblichen Verwen-
dungsweise für ein Bauwerk genutzt worden ist 
(Baustoff) und den Mangel des Bauwerks verur-
sacht hat 

5 Jahre 

§ 438 Abs. 1 
Nr. 2 a, b 

sonstige Mängel 2 Jahre 

Gemäß § 438 Abs. 2 mit der Ablieferung der Sache und bei Grundstü-
cken mit der Übergabe*) 
 

§ 438 Abs. 1 
Nr. 3 

*) Nach § 438 Abs. 3 findet abweichend von Abs. 1 Nr. 2, 3 und Abs. 2 die regelmäßige Verjährung (§ 195) Anwendung, wenn der Verkäufer den 
Mangel arglistig verschwiegen hat; bei Ansprüchen wegen mangelhaften Baustoffen tritt die Verjährung jedoch erst nach fünf Jahren ein  
 
3. Verjährungsfirsten im Werkrecht gemäß § 634a BGB 
Art des Anspruchs Verjäh-

rungsfrist Verjährungsbeginn §§ 

Mangel eines Werkes, dessen Erfolg in der Herstel-
lung, Wartung oder Veränderung einer Sache oder 
in darauf gerichteten Planungs- oder Überwa-
chungsleistungen besteht 

2 Jahre 

§ 634a Abs. 1 
Nr. 1 

Mangel an einem Bauwerk und bauwerksbezogenen 
Planungs- und Überwachungsleistungen 5 Jahre 

mit der Abnahme des Werkes (§ 634a) *) 

§ 634a Abs. 1 
Nr. 2 

Mangel an anderen Werken 3 Jahre 

mit Ende des Jahres, in dem der Anspruch entstanden  ist und der Gläu-
biger von den seinen Anspruch begründenden Umständen und der Person 
des Schuldners Kenntnis erlangt hat oder ohne grobe Fahrlässigkeit 
erlangen müsste (§ 199 Abs. 1 Nr. 1, 2) 

§ 634a Abs. 1 
Nr. 3 

*) Nach § 634a Abs. 3 findet abweichend von Abs. 1 Nr. 1, 2 und Abs. 2 die regelmäßige Verjährung (§ 195) Anwendung, wenn der Unternehmer den 
Mangel arglistig verschwiegen hat; bei Ansprüchen wegen mangelhaften Bauwerken oder darauf bezogenen Planungs- und Überwachungsleistungen 
tritt die Verjährung jedoch erst nach fünf Jahren ein 

A u f  e i n e n  B l i c k  

D i e  w i c h t i g s t e n  V e r j ä h r u n g s f r i s t e n  d e s  n e u e n  B G B  


